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Punkt 1 Leistungsumfang: 

Anlage 1: 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 

des Dienstleistungserbringers 

1. Der DE erbringt zeitlich überwiegend Leistungen im Bereich der hauswirtschaftlichen Versorgung und
unterstützt den LE bei der Ausübung alltäglicher Aktivitäten (nichtpflegerische Tätigkeiten). Eine
detaillierte Beschreibung der Leistungen, zu denen der DE gegenüber dem LE verpflichtet ist, ist
Gegenstand der Anlage 4. Diese ist Vertragsbestandteil. Der AG kann zur weiteren Unterstützung im
Rahmen seiner Möglichkeiten zusätzliche Dienstleistungen anderer Personen/Unternehmen in
Anspruch nehmen, die ihre Aufgaben/Dienstleistungen parallel zu den Tätigkeiten des DE erbringen.

2. Soweit in dem Vertrag über die Erbringung von Leistungen in der häuslichen Betreuung &
hauswirtschaftlichen Versorgung keine abweichende Vereinbarung getroffen wird, beträgt die
wöchentliche Einsatzzeit des DE im Allgemeinen maximal 40 Stunden. Die Parteien vereinbaren eine
monatliche Einsatzzeit von maximal 160 Stunden. Wenn beim AG bzw. LE der Bedarf an zusätzlichen
Leistungen (insbesondere im Hinblick auf Zeit und Umfang der Betreuungsleistung) besteht, so sind
diese dem DE anzuzeigen und gesondert zu vereinbaren sowie zu vergüten. Die Einzelheiten ergeben
sich aus Absatz 3.

3. Verfahren der Leistungsänderungen

a) Leistungsänderungen sind Anforderungen des AG außerhalb der vereinbarten Leistungen,
insbesondere nachträgliche Änderungen des Betreuungsaufwands in qualitativer und zeitlicher
Hinsicht (z.B. aufgrund von Änderungen des Gesundheitszustandes des LE), die den vereinbarten
Tätigkeitsaufwand von maximal 40 Wochenstunden im Allgemeinen übersteigen.

b) Ändern sich Inhalt und/oder Umfang der Leistungen, insbesondere wenn beim AG bzw. dem LE
ein Bedarf an zusätzlichen Leistungen besteht, ist dies dem DE zeitnah in Textform anzuzeigen.
Der DE prüft das Änderungsverlangen des AG binnen 5 Werktagen nach Zugang und teilt dem AG
das Ergebnis zusammen mit den sich ergebenden Kosten und dem erhöhten Arbeitsaufwand in
Form eines verbindlichen Angebots mit. Dabei gilt, dass der AG die Änderung und Ergänzung von
Leistungen vom DE verlangen kann, wenn diese für den DE umsetzbar und zumutbar sind.

c) Die Parteien werden sich über eine Vertragsanpassung einigen. Dabei sind die
Leistungsänderungen vor dem Beginn der Ausführung in einer Zusatzvereinbarung in Textform zu
regeln, in der insbesondere die zusätzliche Vergütung und eine Änderung der Einsatzzeit
festzuhalten sind.

4. Die Nutzung der Unterkunft durch die Betreuungskraft am Leistungsort ist freiwillig und in
keiner Weise mit der Bereitschaft zur Erbringung von Mehrleistungen verbunden.

5. Beide Parteien sind sich darüber einig, dass der zeitliche Aufwand der körperbezogenen
Pflegemaßnahmen (Grundpflege) den zeitlichen Aufwand für die übrigen Leistungen, gemessen an
der vereinbarten Gesamtleistung, nicht überwiegen darf. Zwischen den Parteien besteht Einigkeit,
dass die notwendige medizinische Behandlungspflege des LE nach SGB V (z. B. Injektionen,
Wundversorgung) ausdrücklich weder zum Umfang der hier vereinbarten Dienstleistungen gehört
noch im Rahmen des Vertrages ausgeführt werden darf. Dem AG ist bekannt, dass Leistungen der
Behandlungspflege nicht Gegenstand des Vertrages sind und ausschließlich durch fachkundige
Pflegepersonen, insbesondere zugelassene ambulante Pflegedienste, erbracht.

6. Der DE verpflichtet sich, die vertraglich geschuldeten Dienstleistungen mit höchster Sorgfalt sowie
unter voller Anwendung seiner Kenntnisse und Erfahrungen sowie die Interessen des AG wahrend zu
erbringen.
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12. Der DE wird sich bemühen, die Anreise und den Wechsel der Betreuungskraft an einem bestimmten
Termin zu organisieren. Der DE haftet nicht für Verspätungen infolge der Nicht- oder Schlechtleistung
der Personenbeförderung der Betreuungskraft durch Dritte (z. B. eine verspätete Busreise) oder im
Falle höherer Gewalt (z. B. Betriebsstörungen aller Art, Schwierigkeiten in der Material- oder
Energiebeschaffung, Transportverzögerungen, Streiks, rechtmäßige Aussperrungen, Mangel an
Arbeitskräften, Energie oder Rohstoffen, Schwierigkeiten bei der Beschaffung von notwendigen
behördlichen Genehmigungen, behördliche Maßnahmen, Pandemien, Umweltereignisse) und dadurch
entstehende Folgekosten durch z. B. eine Ersatzbetreuung.

Punkt 3 Gesundheitsschutz: 

1. Grundlage der Bestimmung des Gesundheitszustandes des LE ist die Bedarfserfassung. Sollte sich
während der Laufzeit des Vertrages der Gesundheitszustand des LE ändern, wird der AG dies
unaufgefordert dem DE mitteilen.

2. Der DE bestätigt, dass nach Auskunft der eingesetzten Betreuungskraft bei dieser keine
Suchterkrankungen, schwere psychische Erkrankungen und/ oder Infektionskrankheiten vorliegen.

3. Der AG erklärt, dass der LE oder andere im Haushalt Lebende Personen nach seinem Wissen nicht an
Suchterkrankungen, schweren psychischen Erkrankungen und/ oder Infektionskrankheiten Leiden.
Bei jedem Auftreten einer Infektionskrankheit am Leistungsort, wird der AG den DE unverzüglich
darüber informieren. Eine entsprechende ärztliche Bescheinigung über die Diagnose sendet der AG
unverzüglich an den DE.

Punkt 4 Leistungsbeginn, Vertragsdauer, Leistungspause und Vertragsende: 

1. Leistungsbeginn ist der Tag des Eintreffens der ersten Betreuungskraft am Leistungsort.

2. Der Vertrag hat eine Laufzeit von 24 Monaten und endet, wenn nicht vorher gekündigt, danach 

automatisch.

3. Im Fall des Todes des AG endet der Vertrag mit dem Todestag. Stirbt der LE endet der Vertrag 14 
Tage nach dem Todestag. In beiden Fällen bedarf es keiner Kündigung, als Nachweis hierfür ist eine 
Kopie der Sterbeurkunde zeitnah zu übermitteln. Zwischen den Parteien herrscht Einigkeit, dass 
der DE die Vergütung bis zur Beendigung des Vertrages verlangen kann. Die 
Vergütungspflicht entfällt in jedem Fall mit dem Tag der Abreise der Betreuungskraft, aber nicht vor 
Ablauf der Kündigungsfrist gemäß Satz 2.

4. Wünscht der AG über die Beendigung des Vertrages hinaus Dienstleistungen durch den DE, besteht 
grundsätzlich keine Verpflichtung des DE, die Leistungen zu erbringen. Entschließt sich der DE zur 
Leistungserbringung, kann der DE eine entsprechende Vergütung von dem AG verlangen.

5. Der Vertrag über die Erbringung von Leistungen in der häuslichen Betreuung & hauswirtschaftlichen 
Versorgung kann von beiden Parteien innerhalb der ersten 4 Wochen nach Leistungsbeginn nur aus 
wichtigem Grund gekündigt werden. Anschließend kann der Vertrag von beiden Parteien jederzeit 
ohne Angabe von Gründen gekündigt werden. Die Kündigungsfrist beträgt 14 Tage und bedarf der 
Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail).

6. Während der Ruhendstellung des Vertrages (Punkt 4 Absatz 10) ist eine ordentliche Kündigung 
seitens des AG ausgeschlossen.
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Die Aussetzung des Vertrages hat keinen Einfluss auf dessen Laufzeit. Dies gilt nicht, wenn die Phase 
der Ruhendstellung des Vertrages bis zum Zeitpunkt der Beendigung des Vertrages andauert oder 
darüber hinausgeht. In diesem Fall verlängert sich der Vertrag nach dem Ende der Ruhendstellung um 
14 Tage. Klarstellend besteht zwischen den Parteien Einigkeit, dass für die Dauer der Verlängerung des 
Vertrages die beiderseitigen Vertragspflichten wiederaufleben, insbesondere die Pflicht zur 
Vergütung. Die Vergütungspflicht besteht auch dann, wenn die Erbringung der Dienstleistungen aus 
Gründen, die aus dem Verantwortungsbereich des AG oder des LE stammen, nicht möglich ist. Eine 
Verhinderung oder Unmöglichkeit der Leistungserbringung auf Seiten des AG oder LE, die jeweils nicht 
Länger als 14 Tage dauert, berührt die Gültigkeit des Vertrages nicht, gleichgültig, ob der LE oder der 
AG diesen Umstand zu vertreten haben oder nicht. Der AG ist verpflichtet, für diesen Zeitraum die 
Vergütung zu zahlen. 

Punkt 5 Vergütung: 

1. Der DE erhält für die vereinbarte Dienstleistung eine tägliche Vergütung (Tagessatz), wie in §2 des 
abgeschlossenen Dienstleistungsvertrages vereinbart. Die Abrechnung erfolgt auf den Tag genau und 
beginnt ab dem Tag der Ankunft der Betreuungskraft (Leistungsbeginn) bzw. endet am Tag der 
Abreise der Betreuungskraft (Leistungsende). Bei einem Personalwechsel wird der volle Tagessatz 
sowohl für das abreisende als auch für das anreisende Personal in Rechnung gestellt, gleich ob der 
Wechsel am selben Tag stattfindet oder nicht.

2. Die Erbringung der Dienstleistungen an den gesetzlichen Feiertagen ist zusätzlich mit einem 
Vergütungszuschlag von 120 % des jeweiligen Tagessatzes gemäß § 2 des Vertrages über die 
Erbringung von Leistungen in der häuslichen Betreuung & hauswirtschaftlichen Versorgung zu 
vergüten.

3. Die An- und Abreisekosten der Betreuungskraft zu Beginn und zum Ende der Dienstleistung sowie bei 
Personalwechsel bis zum vereinbarten Ankunftsort sind zusätzlich von dem AG zu tragen.

4. Zwischen den Parteien besteht Einigkeit, dass der AG auch dann verpflichtet ist, die Vergütung gemäß
§2 des Vertrages zu zahlen, wenn eine vereinbarte Leistung aus vom AG oder dem LE zu vertretenden 
Gründen oder aufgrund derer Wünsche ganz oder teilweise nicht in Anspruch genommen wird. Im 
Übrigen gilt Punkt 4 Absatz 10 (Ruhendstellung).

5. Erbringt der DE die Leistungen vertragsgemäß, ist jedoch das Verhältnis zwischen der Betreuungskraft 
und dem LE aus Sicht von AG oder LE gestört, wird der AG dies dem DE mitteilen. Der DE wird den 
Sachverhalt in eigener Verantwortung prüfen und ggf. mit dem AG erörtern. Kommt der DE zu dem 
Ergebnis, dass das Vertrauensverhältnis zwischen der Betreuungskraft und des LE empfindlich und 
unüberbrückbar gestört ist, ist der DE berechtigt, aber nicht verpflichtet, die Betreuungskraft 
auszutauschen. Ein Rechtsanspruch des AG auf Austausch besteht nicht. Für den Fall, dass es zu 
einem Austausch der Betreuungskraft kommt, besteht zwischen den Parteien Einigkeit, dass der 
AG die anfallenden Reisekosten zu zahlen hat. Dem AG bleibt ein Nachweis vorbehalten, dass 
dem DE gar keine Reisekosten entstanden sind.

6. Der AG erklärt sich ausdrücklich damit einverstanden, dass ihm die Rechnungen elektronisch an die 
im Vertrag genannte E-Mail-Adresse des AG übersandt werden können. Im Falle einer Änderung der
E-Mail-Adresse informiert der AG den DE unverzüglich in Textform.

7. Die Rechnungen werden monatlich vorab jeweils zum 10. des Monats ausgestellt. Der 
Rechnungsbetrag ist bis spätestens 14 Tage nach Zugang der Rechnung beim AG zu begleichen. Der 
AG gerät ohne weitere Mahnung in Zahlungsverzug, falls der Rechnungsbetrag nicht bis zum Ende der 
Zahlungsfrist ausgeglichen wird. Für die Rechtzeitigkeit der Zahlung kommt es nicht auf das Datum 
der Versendung, sondern auf das Datum des Eingangs des Betrags bei dem DE an. Im Falle des 
Verzuges schuldet der AG Verzugszinsen in gesetzlicher Höhe. 6/10 












